
Gewährleistung der verfassungsmäßig garantierten Grundrechte jedes ein­
zelnen Bürgers beimißt.
4.2. Verfahren
Im Gegensatz zu Protest und Berufung, die ein. weiteres Tätigwerden des 
erstinstanzlichen Gerichts ausschließen, kann bei einer Beschwerde das 
erstinstanzliche Gericht in der Sache selbst entscheiden, sofern es die 
Beschwerde für begründet hält. Das folgt aus dem Inhalt der Beschlüsse, 
die sich, im Gegensatz zu Urteilen, in der Regel mit Einzelfragen befas­
sen, zeitlich beschränkte Wirkung haben und deshalb infolge neuer Ge­
sichtspunkte oder einer veränderten Situation nicht immer aufrechtzu­
erhalten sind. Nur wenn das Gericht, dessen Beschluß angefochten wird, 
die Beschwerde nicht für begründet hält, muß es den Vorgang an das 
Beschwerdegericht innerhalb von drei Tagen weiterleiten. Von dieser 
Frist von drei Tagen gibt es eine wichtige Ausnahme- Wird der Erlaß 
eines Haftbefehls abgelehnt (§ 126 Abs. 5 StPO) oder ein bereits ange­
ordneter Haftbefehl wieder aufgehoben (§ 132 StPO), muß über die da­
gegen binnen 24 Stunden einzulegende Beschwerde des Staatsanwalts in­
nerhalb weiterer 24 Stunden entschieden werden, weil bei einer erneu­
ten vorläufigen Festnahme ein Beschuldigter in seiner verfassungsmäßig 
garantierten persönlichen Freiheit ohne richterlichen Haftbefehl keineswegs 
länger als 48 Stunden beschränkt werden darf. Deshalb muß in diesen 
Fällen bei einer Beschwerde, der vom erstinstanzlichen Gericht nicht ab­
geholfen wird, diese sofort an das Rechtsmittelgericht weitergeleitet wer­
den. Eine Besonderheit der Beschwerde besteht auch darin, daß mit ihr 
keine Hemmungswirkung erreicht wird, die angeordnete Maßnahme also 
durch die Einlegung der Beschwerde nicht aufgeschoben wird. So bleibt 
z. B. die Anordnung der Untersuchungshaft auch dann aufrechterhalten, 
wenn der Beschuldigte dagegen Beschwerde einlegt. Jedoch können das 
erstinstanzliche Gericht und auch das Rechtsmittelgericht die Durch­
führung des angefochtenen Beschlusses bis zur endgültigen Entscheidung 
über die Beschwerde aussetzen. Gerichtliche Beschlüsse zur Verwirk­
lichung von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit dürfen 
erst nach Rechtskraft durchgesetzt werden (§ 340 Abs. 1 StPO).
4.3. Entscheidung
Über die Beschwerde wird in der Regel ohne mündliche Verhandlung 
entschieden (§ 308 StPO). Die vorhergehende Einholung der Stellung­
nahme des Staatsanwaltes ist in jedem Falle erforderlich. Auch andere 
Beteiligte kann das Beschwerdegericht hören oder zur schriftlichen Stel­
lungnahme auffordern. Mündlich zu verhandeln ist, wenn dies gesetzlich 
vorgeschrieben ist oder es die Bedeutung der Sache erfordert. Das ist 
z. B. der Fall, wenn die angefochtene Entscheidung selbst nur auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung erlassen werden durfte oder die endgültige 
Einstellung eines Verfahrens nach Durchführung einer Hauptverhandlung 
wegen Zurechnungsunfähigkeit erfolgte (§ 248 Abs. 1 Ziff. 3 StPO), 
und sich hiergegen die Beschwerde richtet. Auch die Anordnung des 
Vollzugs einer bei Verurteilung auf Bewährung angedrohten Frei­
heitsstrafe (§ 344 Abs. 1 StPO) ist eine bedeutende Sachentscheidung, so 
daß über eine dagegen gerichtete Beschwerde in der Regel nur auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung entschieden werden sollte, zumal die erst­
instanzliche Entscheidung auf einer mündlichen Verhandlung unter Be­
teiligung von Schöffen beruht (§§ 344, 357 StPO).
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